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IT-Governance an Universitäten - State of the Art und das 
Konzept der Universität Zürich 
 
 
Gerhard Schwabe  
 
 
Zusammenfassung 
Die zunehmende Durchdringung von Administration, Forschung und Lehre mit IT 
stellt die Universitäten vor neue Herausforderungen bei der IT-Governance. Im ge-
samten öffentlichen Sektor und insbesondere an Universitäten fehlt es bisher nicht 
nur im deutschsprachigen Raum sondern auch international an belastbarer empiri-
scher und konzeptioneller Forschung zur IT-Governance, obwohl die Literatur die 
Unterschiede in den Anforderungen von der Geschäftswelt betont. Der Beitrag fasst 
die bisherige Literatur zu IT-Governance an Universitäten zusammen und stellt das-
der neue IT-Governance-Konzept der Universität Zürich vor. Aufbauend auf dem 
Konzept von Ward/Peppard (2003) wird dort ein Ausgleich zwischen Kompetenz, 
Verantwortung und zeitlichem Aufwand gesucht, indem Angebot und Nachfrage in 
verschiedenen Gremien behandelt wird. 
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1 Einleitung 
Mit der Einführung des Bologna-Systems, der zunehmenden Verbreitung von E-
Learning und den höheren Steuerungsbedürfnissen der Universitätsleitungen durch-
dringt IT Universitäten in einem bisher nicht gekannten Maße. Informatik ist nicht 
mehr nur das Höchstleistungsrechenzentrum oder die Netzinfrastruktur, sondern sie 
stellt auch Anwendungen zur Planung, Administration und Controlling des Studiums 
zur Verfügung. Damit kommen Hochschulen in eine Situation, in der Unternehmen 
aus der Privatwirtschaft seit Jahrzehnten sind. Die vorhandene IT bestimmt wesent-
lich, wie sie ihr Geschäft (= Forschung und Lehre) durchführen können. Studiengän-
ge und Prüfungsordnungen müssen darauf geprüft werden, ob sie „Campus-
Management-kompatibel“ sind und die Logik der in den Anwendungen abgelegten 
Geschäftsprozesse strukturiert den Semesterablauf und bestimmt die Planungszyk-
len. Die Einführung eines Campus-Management-Systems greift so stark in die Ar-
beitsweisen von Lehrstühlen, Instituten und Fakultäten ein und ist so komplex, dass 
eine gute Gestaltung ohne Beteiligung der Nutzer kaum erfolgversprechend ist.  
 
Campus-Management-Systeme (wie auch E-Learning-Systeme und Steuerungssys-
teme) sind als technische Systeme und als organisatorisch-soziale Systeme Dauer-
baustellen. Das heißt, dass ein Einbezug der Fakultäten und sonstiger betroffener 
Stakeholder dauerhaft erforderlich ist. In Unternehmen wurde die dauerhafte Ausrich-
tung der IT auf den Bedarf des Geschäfts unter dem Stichwort „IT-Business-
Alignment“ schon seit Jahren als ein sehr schwieriges Thema und als die wichtigste 
Herausforderung für einen CIO angesehen (so z.B. die Studie der Society for Infor-
mation Management von 2008 (McGee 2008)). Sie reagieren darauf durch den Auf-
bau von IT-Governance-Strukturen, welche den betroffenen „Kunden“ 
(=Entscheidungsträgern aus dem Geschäft) und „Nutzern“ (= direkt betroffene An-
wender) nicht nur Anhörungsrechte sondern auch Mitentscheidungsrechte einräu-
men.  
 
Wie sieht eine gute IT-Governance aus? Hier trägt der Autor seine persönlichen 
Erfahrungen bei der Gestaltung der IT-Governance an der Universität Zürich in den 
von 2006-2008 bei und entwickelt nach dem Vorbild von Unternehmen eine IT-
Governance-Struktur für Universitäten. Vor der Vorstellung des Konzeptes in Kapitel 
3 folgt im nachfolgenden Kapitel 2 eine Überblick über die bisherige Forschung. 
2 IT-Governance 
2.1 Grundlagen und Stand der IT-Governance Forschung 
Unter IT-Governance verstehen Weill/Ross (2004 S. 8) „die Festlegung von Ent-
scheidungsbefugnissen und Verantwortungsbereichen, um ein erwünschtes Verhal-
ten im Umgang mit IT zu fördern.“ Das IT Governance Institute (2005, S. 5 ) definiert: 
„IT-Governance ist die Verantwortung von Führungskräften und Aufsichtsräten und 
besteht aus Führung, Organisationsstrukturen und Prozessen, die sicherstellen, dass 
die Unternehmens-IT dazu beiträgt, die Organisationsstrategie und -ziele zu errei-
chen und zu erweitern“. Es geht also nicht um konkrete IT-
Managemententscheidungen, sondern darum, wer entscheidet, wer Input liefert und 
Probleme analysiert und wer einen Dissens auflöst (Yanosky/McCredie 2008, S. 12).  
Klassisch wird zwischen zentralisierten, dezentralisierten und föderalistischen Model-
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len unterschieden. Die konkrete Ausgestaltung in Organisationen ist von vielen Fak-
toren abhängig, die auch noch in Wechselwirkungen stehen (Sambamurthy/Zmud 
1999). Während in den letzen Jahren ausreichend wissenschaftliche und praktische 
Rahmenwerke für IT-Governance erarbeitet wurden, stösst die Implementierung in 
Unternehmen auf grosse Schwierigkeiten (Brown 1997, Weill/Ross 2005).  
 
In der Praxis dominieren Frameworks und Standards aus Beratungsunternehmen die 
Gestaltung der IT-Governance. So enthält ITIL in seiner neuesten Fassung (OGC 
2007) IT-Governance-Ansätze. Besonders Cobit (IT Governance Institute 2005) ist in 
Wissenschaft und Praxis weit verbreitet und erlaubt eine sehr detaillierte Ermittlung 
der Reife von IT-Prozessen in Organisationen. Die IT-Governance schafft gemäss 
Cobit geeignete Strukturen, die sich 1. um das strategische Alignment von Geschäft 
und IT, 2. das Schaffen von Wert durch IT, 3. das Risikomanagement der IT, 4. das 
Management der IT-Ressourcen und 5. die Leistungsmessung der IT kümmert.  
 
In ihrem umfassenden Review der IT-Governance-Literatur analysieren Buckby et al. 
(2009) diese fünf Faktoren. Von den 41 untersuchten wissenschaftlichen Quellen im 
Bereich der Strategischen Alignments untersucht die Mehrzahl die Anwendbarkeit 
von Frameworks und Modelle wie dem Strategic Alignment Framework von Hender-
son/Venkatraman (1993) und Luftman (2003) oder vertieft einzelne Aspekte des 
strategischen Alignments in Fallstudien. Als empirische Grundlage dominieren Fi-
nanzunternehmen, während die öffentliche Verwaltung nur in zwei Publikationen 
explizit behandelt wird (einer Fallstudie eines Krankenhauses (Henderson&Thomas 
1992) und 6 Fallstudien zu sozialen Aspekten in Behörden (Martin et al. 2005)). Auch 
die 22 Publikationen im Bereich des Wertbeitrags von IT, die 28 Beiträgen zur Go-
vernance des Riskmanagement, die 31 Publikationen zur Governance des Manage-
ment von Ressourcen und die 52 Beiträgen zur Performance-Messung von IT-
Systemen zeigen das gleiche Bild: Buckby et al. identifizieren keine weiteren Unter-
suchungen von IT-Governance in der öffentlichen Verwaltung. Öffentliche Verwal-
tungen spielen somit bisher keine nennenswerte Rolle bei der Diskussion von IT-
Governance.  
2.2  IT-Governance im Öffentlichen Sektor und in Universitäten 
Im Unterschied zu Privatunternehmen verfolgen Öffentliche Verwaltungen mehrere 
Ziele gleichzeitig (Cave et al. 1990, Reinermann 2000), die im politischen Diskurs 
ausgehandelt werden. Dies macht jede Entscheidungsfindung – auch zur IT – 
schwieriger. Öffentliche Verwaltungen haben häufig sehr vielfältige und nur lose 
verbundene Geschäftsprozesse (Algermissen et al. 2005) (man denke nur an eine 
Kommune, die Bürger von der Schule über das Standesamt bis zum Friedhofsamt 
begleitet). Weiterhin ist die Beziehung zwischen Bürgern und der Verwaltung grund-
sätzlich anderer Natur als die zwischen einem Kunden und einem Unternehmen 
(Mintzberg 1996, Ciborra 2003), steht der Bürger doch einem Monopol gegenüber, 
das einen viel umfassenderen Einfluss auf sein Leben nehmen kann. Zum Ausgleich 
besitzt der Bürger sehr viel weitergehende demokratische Einflussrechte und auch 
Schutzrechte. Nicht zuletzt deshalb sind die Entscheidungsprozesse in öffentlichen 
Verwaltungen häufig formaler und  bürokratischer als in Privatunternehmen (Boyne 
2002), müssen viele unterschiedliche Perspektiven berücksichtigt werden und müs-
sen sich öffentliche Verwaltungen in höherem Maße als Privatunternehmen rechtfer-
tigen (Sethibe et al. 2007). Die vielfältigen Ziele und Aufgaben, die Schutzrechte der 
Bürger und eine traditionelles Zögern bei Veränderungen führen zu einer Fragmen-
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tierung der Struktur der öffentlichen Verwaltung (March/McNiven 2003). Diese Frag-
mentierung macht IT Governance im öffentlichen Sektor zu einer besonders heraus-
fordernden Aufgabe (Davison et al. 2005, Janssen/Joha 2007). Angesicht der Unter-
schiede beklagen Sethibe et al (2007)  einen Mangel an empirischer Forschung zu 
IT-Governance in der öffentlichen Verwaltung. Ähnlich argumentieren Lawry/Waddell 
(2008) für den umfassenderen Bereich des „IT- Management“. 
 
Universitäten sind (im deutschen Sprachraum) ein besonderer Organisationstypus 
einer öffentlichen Verwaltungen mit einer besonderen Organisationsstruktur, Organi-
sationsprozessen und Organisationskultur. Schönwald  schlägt in ihrer exzellenten 
Analyse der Hochschulorganisation vor, dass Hochschulen die Eigenschaften lose 
gekoppelter Systeme, Profibürokratien und organisierter Anarchie in der Typologie 
Morgan (2002) vereinen. Selbst wenn in jüngster Zeit die Stellung der zentrale Lei-
tung verstärkt wurde, sind die Leitungs- und Entscheidungsstrukturen noch weitge-
hend dezentral und kollegial und Gremien spielen eine bedeutende Rolle (Schädler 
S. 135). Das Mitwirken in Gremien wird von vielen Mitgliedern nur als lästige Pflicht 
angesehen und deshalb wird ihnen nur beschränkte Aufmerksamkeit geschenkt 
(Pellert 1999, S. 171). Viele Professoren haben auch kein Interesse daran, Leitungs-
funktionen zu übernehmen (Thom/Tholen S. 357). Angesichts dieser Rahmenbedin-
gungen fällt es vielen Verantwortlichen schwer, proaktiv zu managen (Senge 2000, 
S. 31, Hanft 2004 S. 133). Genau ein solches proaktives Management ist aber erfor-
derlich, wenn sich mit der Einführung des Bologna-Systems die Leistungsstrukturen 
grundlegend ändern und die Bedeutung der IT für das operative Geschäft deutlich 
zunimmt (Degenhardt et al. 2009). Gerade Campus-Management-Systeme  sind 
grosse Systeme, deren Einführung erhebliche organisatorische Auswirkungen hat 
(Jannek et al. 2009) und eine enge Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Fa-
kultäten (Dozenten, Administrativpersonal und Studenten) und der IT-Abteilung er-
fordern  (Brune et al. 2009). Zu diesen Anforderungen kommen zunehmende Her-
ausforderungen an die IT der Hochschulen bei der Erzeugung, Verbreitung und Ar-
chivierung von (digitalen) Wissensbeständen (Katz/Gandel 2008).  
 
Schon für kommerzielle Unternehmen fällt es Weill/Ross (2004) schwer, klare Emp-
fehlungen über eine geeignete IT-Governance aus den vorliegenden empirischen 
Daten abzuleiten. Im Non-Profit-Sektor fällt dies noch schwerer, fehlt ihnen doch eine 
klare Zielfunktion und der Mehrwert öffentlicher Leistungen ist schwerer zu messen. 
Entsprechend ist es schwieriger, Investitionen in IT zu rechtfertigen. Auf der Basis 
eines allgemeineren Frameworks zur Wertschöpfung in Non-Profit-Organisationen 
(incl. öffentliche Verwaltung und Dienstleistungen) analysieren sie erfolgreiche Non-
Profit-Organisationen und kommen u.a. zu folgenden Empfehlungen (Weill/Ross 
2004, S. 204ff): 1. Nutze gemeinsame Entscheidungen von Geschäft und IT für IT-
Prinzipien! 2. Sieh Grundprinzipien der IT-Infrastrukturentscheidungen als strategi-
sche Geschäftsentscheidungen an! 3. Verwende gemeinsame Entscheidungsfindung 
für IT-Investitionen!  
 
In den USA ist insbesondere das auf Initiative der University of California (Berkley) 
gegründete Educause Center for Applied Research im Bereich der IT-Governance in 
Universitäten aktiv. Eine empirische Studie mit 121 amerikanischen forschungsorien-
tierten Universitäten sowie 176 Colleges McCredie (2006) führt zu folgender Bewer-
tung, wie die meisten Universitäten die grosse und sich rasch ausbreitende IT „go-
vern“: Es gibt normalerweise eine komplexe Gremienstruktur und eine Mischung aus 
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dezentralisierten, unabhängigen Entscheidungsträgern, die für die meisten lokalen 
Themen zuständig sind und die Verantwortung für bestimmte grösser Aktivitäten – 
wie Daten und Telefonnetz sind einer Campus-weiten IT-Organisation zugeordnet. 
Sie seien „ineffizient, ineffektiv und nicht so gut, wie sie sein sollten“ 1 (McCredie, S. 
2). Das liege daran, dass die IT-Governance an den meisten grossen Universitäten 
nicht bewusst gestaltet wurde sondern über die Zeit langsam wuchs. Die IT-
Governance ist den Akteuren meist nicht bewusst und die IT nicht ausreichend in der 
Universitätsleitung repräsentiert. Gremien werden als geeignetets Instrument zur 
Konsensbildung angesehen, verlieren aber über die Zeit an Wert und neigen zur 
Zeitverschwendung. Ein Überblick über die Gesamtinvestitionen in IT einer Universi-
tät fehlt häufig und technische Standards können kaum durchgesetzt werden.  
 
In seinem Konzept für eine dezentrale IT-Governance an Universitäten betont Krue-
ger (2009), dass die IT-Governance-Struktur von der allgemeinen Strategie und 
Kultur einer Universität abhängt. In jedem Fall müsse IT-Governance aber einfach, 
gut kommunizierend und reif sein. In einer Untersuchung von zwei Fallstudien in 
Australien (Bhattacharjya/Chang 2009) nehmen auch die betroffenen Universitäten2 
zunehmende Anforderungen an die IT-Governance wegen der zunehmenden Durch-
dringung mit wahr. Als Weg zu einer verbesserten IT-Governance wird die Übernah-
me von Standards wie Cobit gesehen. Deshalb wird ein Bedarf an einer institutionali-
sierten und zentralisierten IT-Governance gesehen. Aus dem Text wird aber auch 
deutlich, dass diese Strukturen noch nicht existieren.  
 
Wegen der unterschiedlichen Entscheidungskulturen und finanziellen Ausstattung 
mögen die Erkenntnisse aus dem angloamerikanischen Sprachraum nur begrenzt 
auf die Situation im deutschsprachigen Universitätsraum übertragbar sein. Die Litera-
tur zu IT-Governance an Universitäten im deutschen Sprachraum ist aber sehr spär-
lich. Moog (2005, S. 119) weist darauf hin, dass Integration von Informationen für 
Hochschulen eine wesentliche Bedeutung hat und eine tiefgreifende Reorganisation 
erfordert. Degwitz und Schirmbacher (2007) konstatieren einen Rückstand von 20 
Jahren für die deutschen Universitäten im Vergleich zu angelsächsischen Unterneh-
men im Bereich der strategischen Planung der IT. Schon 1998 wurde von Standes-
organisationen ein integriertes Informationsmanagement sowie eine dazu passende 
Organisationsentwicklung gefordert (ZKI et al. 1998).  Konkrete Vorschläge für eine 
Gestaltung der IT-Governance an Hochschulen fehlen. Man hat den Eindruck, dass 
viele experimentieren ohne den Entscheidungsraum zu kennen und ohne die Mög-
lichkeit, voneinander zu lernen. Im folgenden wird deshalb über ein IT-Governance-
Pilotprojekt an der Universität Zürich berichtet, an dem der Autor maßgeblich beteiligt 
war. Er gibt eine exemplarische Antwort auf die Forschungsfrage: Wie soll das „Ge-
schäft“ der Universitäten an den IT-Entscheidungsprozessen beteiligt werden? In 
einem nachfolgenden Beitrag in dieser Zeitschrift wird dann die allgemeine Situation 
in Deutschland analysiert und mit der Situation in den USA verglichen. 
                                            
1 Übersetzung durch den Autor 
2 im Originaltext „Institutions of Higher Eduction“ 
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3 Einführung einer neuen IT-Governance an der Universität Zürich 
3.1  Ausgangssituation und Vorgehensweise beim Pilotprojekt  
Der Autor war von Sommer 2005 bis zu ihrer Auflösung im Frühjahr 2009 Mitglied 
der Geschäftsleitung der Informatikdienste (kurz ID-GL) der Universität Zürich. An 
der Universität Zürich stieß 2006 die bisher praktizierte IT-Governance an ihre Gren-
ze. Deshalb wurde der Autor von der Universitätsleitung gebeten, einen Vorschlag 
für ein besseres IT-Governance auszuarbeiten. Dieser Vorschlag wurde dann von 
der Universitätsleitung angenommen und seit 2007 arbeitet die gesamte Geschäfts-
leitung der Informatikdienste an der Umsetzung. Die Gremien arbeiten seit 2007 in 
den vorgeschlagenen Strukturen und 2007 wurde auch ein erster verkürzter Probe-
lauf für die Jahresplanung 2008 durchgeführt. Im Herbst 2008 wurde die Jahrespla-
nung 2009 in der vollen Ausbaustufe in den neuen Gremienstrukturen durchgeführt. 
 
Die IT-Governance-Diskussion prägte die meisten der wöchentlichen Sitzungen der 
ID-GL in diesen Jahren. Sowohl die Ausgestaltung der Konzepte als auch die bishe-
rigen Erfahrungen wurden intensiv diskutiert. Vor der Verabschiedung wurde sie mit 
den einzelnen Fakultäten und den akademischen Diensten sowie der erweiterten 
Universitätsleitung (= Universitätsleitung plus Dekane und Ständevertreter) diskutiert 
und von der Universitätsleitung beschlossen.  
 
Methodisch ist die Beteiligung des Forschers am Forschungsgegenstand umstritten. 
Als gravierender Nachteil wird die fehlende Neutralität des Forschers angesehen. 
Seine eigenen Interessen können die Ergebnisse verfälschen. Der Vorteil einer direk-
ten Beteiligung sind die tieferen Einsichten, die man so gewinnen kann, insbesonde-
re weil man einen direkteren Zugang zu Informationen hat. Deshalb hält die Aktions-
forschung (vgl. z.B. (Wood-Harper 1985) oder (Baskerville/Wood-Harper 1985)) eine 
direkte Beteiligung eines Forschers für akzeptabel, wenn es um genau diese tieferen 
Einsichten geht. Vielfach hat der Forscher auch keine Alternative dazu, neue organi-
satorische Ansätze zu untersuchen, ohne sich bei der Etablierung dieser Ansätze 
selbst im Untersuchungsfeld zu engagieren. Die Aktionsforschung schlägt dann vor, 
wie ein Höchstmaß an intersubjektiver Nachvollziehbarkeit dennoch erreicht werden 
kann. Besonders wichtig sind regelmässige Reflektionsphasen, in der der Wissen-
schaftler seine Rolle als Beteiligter verlässt und die Rolle eines neutralen Beobach-
ters einnimmt. Weiterhin wird eine saubere Datenerhebung und Codierung vorge-
schlagen. Dies alles konnte in dem vorliegenden Fall nicht vollständig gewährleistet 
werden, schlicht deshalb, weil die Mitarbeit des Autors ursprünglich als ein Beitrag zu 
einer Problemlösung gedacht war und nicht als ein wissenschaftliches Projekt. Dem 
Autor liegen jedoch die im Laufe der Zeit erstellten Dokumente und Sitzungsprotokol-
le vor und die regelmässigen Diskussionen im Rahmen der ID-GL-Sitzung erfüllen 
das Kriterium einer kritischen Reflektion wie sie von der Aktionsforschung vorgese-
hen ist. 
3.2 Grundsätzliche Überlegungen zu: Wie soll das „Geschäft“ der 
Universitäten an den Entscheidungsprozessen beteiligt werden? 
Wichtige Stakeholder einer Universität sind beispielsweise die Fakultäten, die Studie-
renden, akademische Dienste wie die Bibliothek oder Verwaltungseinheiten. Sie 
machen das „Geschäft“ der Universität aus. In deutschsprachigen Universitäten gibt 
es eine Tradition, diese Stakeholder dadurch in Entscheidungen einzubeziehen, dass 
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Gremien gebildet werden, in welchen die Stakeholder vertreten sind. In Fachthemen, 
insbesondere zu Lehrfragen, sind diese Gremien derzeit noch sehr stark; in Finanz-
fragen ist ihre Entscheidungsmacht aber im Zuge der Universitätsreformen deutlich 
gesunken. Wie soll nun mit Themen umgegangen werden, die beide Bereiche integ-
rieren? Dies ist insbesondere bei einigen IT-Entscheidungen der Fall. Die Entmach-
tung von Gremien hat aber auch mit ihrer Ineffizienz zu tun. Hierfür sind IT-Gremien 
ein treffendes Beispiel: In den meisten untersuchten Universitäten, in denen IT-
Entscheidungen in Gremien vorbereitet oder entschieden wurden, gibt es genau ein 
für die IT zuständiges Gremium. Aus Sicht der IT und einer Universitätsleitung ist das 
effizient, denn beide haben für IT-Entscheidungen genau einen Ansprechpartner. Es 
erhebt sich aber die Frage, ob das für die beteiligten Stakeholder - zur Vereinfachung 
sei einmal von einem eine Fakultät vertretenden Professor ausgegangen – effizient 
und für das Gremium als Ganzes effektiv ist. Die Effektivität der Entscheidungen 
leidet unter der enormen Breite der in den Gremien zu fällenden Entscheidungen. Sie 
reicht von technische Entscheidungen für Höchstleistungsrechenzentren bis hin zur 
Frage, welche Funktionen eines Campus-Management-Systems aus Sicht der unter-
stützten Lehre Priorität haben. Kein einzelner Professor kann diese Breite an The-
men seriös abdecken. Entscheidungen ausserhalb seines Kompetenzbereichs kann 
er nicht gut fällen und es besteht die Gefahr, dass das Gremium als Ganzes keine 
guten Entscheidungen fällt.  
 
Für das einzelne Mitglied eines Lenkungsausschusses sind die langen Sitzungen 
auch ineffizient. Entweder ihn langweilen die Technikthemen (wenn er für einzelne 
Fachthemen wie Lehrbedarf kompetent ist) oder es langweilen ihnen die Fachthe-
men. Wenn dann Entscheidungsvorlagen noch schlecht verständlich aufbereitet sind, 
verabschieden sich qualifizierte Mitglieder schnell aus dem Gremium und schicken 
einen Stellvertreter. Und hat sich dieses Verhalten einmal eingependelt, finden sich 
in den IT-Gremien nur noch „verdiente“ Kollegen kurz vor dem Ruhestand, junge 
unerfahrene Kollegen, sowie ein paar Wirtschaftsinformatiker/Informatiker, die so 
nahe an dem Thema sind, dass sie nicht ablehnen können. Allen ist gemeinsam, 
dass sie keinen wirklichen Rückhalt in den Fakultäten geniessen. Die Universitätslei-
tung sowie die Informatikdienste merken das und passen sich an: Die wichtigen 
Entscheidungen werden am Gremium vorbei entschieden und das Gremium ver-
kommt zur Placebo-Veranstaltung. Man gratuliert sich, dass das Gremium „glückli-
cherweise“ nur eine beratende Rolle hatte. Die betroffenen Universitäten stehen 
dann trotz Gremienstruktur vor der gleichen Situation wie die Universitäten, bei de-
nen die Universitätsleitung zusammen mit der IT-Leitung alle IT-Entscheide fällt. 
Damit fällt die universitäre IT-Governance trotz eigentlich guter Voraussetzung3 hin-
ter die Praxis in der Wirtschaft zurück. Die Kombination von nicht-funktionierenden 
Gremien und einer durch IT-Themen überlasteten Universitätsspitze mag in den 
Zeiten funktioniert haben, in der IT für das Kerngeschäft der meisten Professoren 
keine wesentliche Rolle gespielt hat und reichlich Geld vorhanden war. Wenn aber 
die Kernaufgaben der Fakultäten durch Grossvorhaben wie die Einführung eines 
Campus-Management-Systems oder umfassender E-Learning-Systeme betroffen 
sind, dann gerät ein solches System schnell an seine Grenze und eine effiziente 
Zusammenarbeit zwischen „Kunden“, „Anwendern“ und IT wird zentral. Hierzu 
braucht es effiziente Gremienstrukturen mit kompetentem Personal. Kernanforderung 
ist: 
                                            
3 Demokratie und Gremien sind traditionell in Universitäten besser verankert als in Unternehmen; 
Entscheidungen über Prüfungsordnungen zeigen auch, dass Gremien gut funktionieren können. 
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Die wichtigsten IT-Themen müssen in funktionierenden Gremien behandelt werden. 
Dies gilt insbesondere für IT-Themen mit starker Organisationswirkung. Der Engpass 
ist in Hochschulen genauso wie in der Wirtschaft die Bereitschaft des oberen Mana-
gement (in den Fakultäten z.B. die Prodekane) in Gremien mitzuarbeiten. Das obere 
Management ist hierzu nur bereit, wenn ihr Input auch ausreichend Gewicht hat und 
die Gremiensitzungen sich auf die Themen konzentrieren, in denen sie kompetent 
sind. Dies hat zwangsläufig die Verteilung von IT-Entscheidungen auf mehrere Gre-
mien zur Folge. 
 
Im nachfolgenden Kapitel wird vorgestellt, wie die Universität Zürich diese Anforde-
rung nach einem Vorbild aus der Wirtschaft (Ward/Peppard 2003, S. 374ff) umge-
setzt hat.  
3.3 IT-Governance an der Universität Zürich 
Schon Anfang des Jahrtausends hatte die Universitätsleitung festgestellt, dass die 
Einführung von Bachelor-/Master-Studiengängen nur dann erfolgreich wird, wenn ein 
neues Campus-Management-System eingeführt würde und sie entschied sich, als 
ein Pilotanwender für den deutschsprachigen Raum SAP Campusmanagement ein-
zuführen. Aufbauend auf der üblichen Vorgehensweise bei SAP-Einführungen in 
Unternehmen wurde für dieses Vorhaben eine eigene Projekt-Governance-Struktur 
aufgesetzt, die alle wesentlichen Entscheidungen bei der Universitätsleitung konzent-
rierte. Dies führte über mehrere Jahre hinweg zu monatlichen Sitzungen der Univer-
sitätsleitung mit der Projektleitung. Trotz dieses hohen zeitlichen Engagements fällte 
die Universitätsleitung umstrittene Entscheidungen mit erheblichen Wirkungen für die 
Gestaltung von Studiengängen. Die Fakultäten warfen der Universitätsleitung gleich-
zeitig eine zu starke Standardisierung und mangelnde Performance des SAP-
Systems vor. Entscheidend war, dass sich die Dekane erst bei der Einführung des 
Systems um diese Probleme kümmerten. Gleichzeitig überfluteten die aufgewachten 
Anwender die Projektleitung mit neuen Anforderungen. Es wurde deutlich, dass die 
Situation für alle Beteiligten so nicht tragbar war und es für die Zukunft anderer Ent-
scheidungsmechanismen bedurfte, welche die Prioritäten der Fakultäten besser 
berücksichtigte und gleichzeitig die Universitätsleistung entlastete. Da die existieren-
den IT-Gremien nicht gut funktionierten und kein weiterer Bedarf für eine isolierte 
SAP-Governance gesehen wurde, wurde eine integrierte neue IT-Governance entwi-
ckelt. Als Kernanforderungen wurden definiert: 
 
„Grundprinzip: Jeder macht, was er kann: Geschäft macht Geschäft; Informatik 
macht Informatik (und nicht umgekehrt!)“ 
 
• Basisanforderungen 
– Klare Aufgaben 
– Entscheidungskompetenz incl. (abgestufte) Ressourcenkompetenz  
– Fachliche Kompetenz 
– Vertretungsmandat durch Vertretene (z.B. Fakultät) 
• Umsetzung Gremienlandschaft und Management Gremien: 
– Unterscheidung Kunde vs. Anwender (= strategisch und operativ) 
– Gremien und Projekte unterscheiden 
– Einhaltung von „Dienstwegen“ – Gremienweg 
– Routing von IT-Entscheidungen in Gremien 
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– Formulierung von entscheidungsreifen Vorlagen 
– Adäquate Formulierung 
– Keine „Details“ und „Absicherungsentscheidungen“ 
 
Das Grundprinzip war in der damaligen Situation der Universität Zürich begründet. 
Wegen der Unzufriedenheit mit den zentralen Lösungen hatten einzelne Fakultäten 
selbständig technische Entscheidungen gefällt; z.B. wurden dezentrale Alternativsys-
teme für die Modulbuchung entwickelt und Fakultätsleitungen stritten sich mit der IT-
Leitung, ob und wie diese dezentralen Systeme mit den zentralen Systemen verbun-
den werden sollten. Gleichzeitig fällte eine isolierte IT-Leitung mangels Input aus den 
Fakultäten wichtige Entscheidungen über die Gestaltung von Geschäftsprozessen 
und organisatorische Rahmenentscheidungen für Studienordnungen.  
 
Basisanforderung war deshalb eine klare Aufgabenverteilung zwischen allen Beteilig-
ten. Weiterhin wurde eine möglichst weitgehende Entscheidungskompetenz der 
Gremien gefordert, um die führenden Mitglieder der Fakultäten für die engagierte 
Mitarbeit an den Gremien zu gewinnen und damit echte fachliche Kompetenz zu 
erhalten. Die Gremienmitarbeiter sollten auch ein breit abgestütztes Vertretungs-
mandat durch die vertretenen Geschäftsbereiche erhalten.  
 
Die Umsetzung der Gremienlandschaft zielte dann auf Effizienz ab. Um die Ent-
scheidungsgremien nicht mit Details zu überlasten und um einen breit abgestützten 
Input zu erhalten, wurden in Anlehnung an ITIL zwischen „Kunden“ und „Nutzern“ 
unterschieden: Kunden sind die Entscheidungsträger eines Bereichs; Anwender sind 
die direkt von einer Anwendung Betroffenen. Auch die Nutzer sollten auf möglichst 
produktive Weise in die Entscheidungsfindung einbezogen werden. Um die Ent-
scheidungsträger in den Gremien nicht zu sehr zu belasten, sollten die Gremien 
ausdrücklich nicht die Aufgabe von Steering Commitees für einzelne Projekte über-
nehmen. Um die Glaubwürdigkeit der Gremien nicht durch Ad-Hoc-
Einzelentscheidungen der Universitätsleitung zu gefährden, wurde eine Einhaltung 
von Dienstwegen durch die Gremien gefordert. Ein passendes Routing von IT-
Entscheidungen wurde als abgeleitete Anforderung festgelegt. Die IT wurde zur 
Formulierung von lesbaren entscheidungsreifen Vorlagen unter Verzicht auf unnötige 
Details und reine Absicherungsentscheidungen verpflichtet.  
 
Sodann wurden zwei Modelle diskutiert: Das Modell eines zentralen grossen Infor-
matikgremiums nach dem Vorbild der TU München wurde verworfen, weil Ineffizienz 
der Entscheidungsprozesse in einem grossen und breiten Gremium und die daraus 
folgende Ineffektivität der Entscheidungen befürchtet wurde. Stattdessen wurde ein 
Vorschlag auf der Basis des Lehrbuchs von Ward/Peppard (2003) aufgegriffen. Die 
Autoren unterscheiden zwischen IT-Nachfrage und IT-Angebot. Bei der IT-Nachfrage 
geht es darum, welche Anwendungen das Geschäft benötigt und das IT-Angebot 
kümmert sich darum, wie dieses IT-Nachfrage  befriedigt wird (z.B. durch Auswahl 
einer passenden Software, Entwicklung einer passenden Architektur etc.). Für jeden 
Bereich gibt es Gremien, an denen IT und Geschäft beteiligt sind. Bei der Nachfrage 
ist das Geschäft federführend, beim Angebot die IT-Leitung. Übergreifende Konflikte 
werden durch ein zentrales Gremium auf Geschäftsleitungsebene entschieden. Wei-
terhin schlagen die Autoren vor, den Entscheidungsgremien operative Gremien mit 
Nutzern vorzuschalten, die ihre Entscheidungen vorbereiten. Dies ergibt dann fol-
gende Governance-Struktur (vgl. Abbildung 1).    
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Abbildung 1: IT-Gremien nach dem Vorbild von Ward/Peppard 2008, S. 374 
 
Die Rolle des leitenden Steuerungsausschusses übernahm die Universitätsleitung; 
als Kunden-Gremien (also für die Fachfragen) wurden die Lehrkommission der Uni-
versität (in der Prodekane die Fakultäten vertreten) und ein neugegründetes Gremi-
um der Verwaltung eingesetzt. Diese Gremien definieren für ihren Bereich die Ge-
schäftsanforderungen und sind auch für ihr Budget zuständig. 
 
Für die Definition des Angebots (also die technischen Fragen) wurde ein neues IT-
Strategiegremium mit Vertretern aus den Fakultäten, der Verwaltung und der IT ge-
gründet. Hier werden Entscheidungen für die IT-Prinzipien, Architektur und Infra-
struktur gefällt. Da nur wenige IT-Entscheidungen zur Forschung zentral gefällt wer-
den und diese meist Infrastrukturentscheidungen sind, wurde diesem Gremium auch 
die Entscheidung für den Bereich Forschung übertragen.  
 
Alle drei Gremien werden durch ein Mitglied der Universitätsleitung geführt. Da die 
Verfassung der Universität Zürich eine Delegation von Finanzfragen an Gremien 
nicht zulässt, haben diese leitenden Prorektoren in den Gremien ein Vetorecht. Den 
einzelnen IS-Gremien arbeiten Nutzergruppen zu, indem sie Geschäftsanforderun-
gen sammeln, vorselektieren und vorpriorisieren. Die Gremien werden durch eine 
Geschäftstelle unter dem IT-Leiter koordiniert.  
 
In den Gremien werden die Bereiche Geschäftsanforderungen und Investitionen im 
Rahmen der Jahresplanung gemeinsam behandelt. Dabei werden die Zuständigkei-
ten wie folgt verteilt: Für funktionale Erweiterungen sind die Kundengremien zustän-
dig. Sie priorisieren auf der Basis einer funktionalen Spezifikation und eines „Ange-
botspreises“ der Informatikdienste. Die meisten funktionalen Erweiterungen betreffen 
SAP-Anwendungen für Lehre und Verwaltung, aber auch Erweiterungen des E-
Learning-Angebots spielen eine bedeutende Rolle. Im Sinne des Ansatzes einer 
„Managed Evolution“ (Murer et al. 2008, Barthmann et al. 2003, S. 102) eines IT-
Leistungsangebots sind die Kundengremien damit für die Verbesserung der Effektivi-
tät der IT-Leistung verantwortlich (mit Ausnahme der übergreifenden Anwendungen). 
Die Verbesserung der Effizienz ist Aufgabe der IT-Steuerungsgruppe. Die Effizienz-
vorhaben werden unter dem Stichpunkt der Betriebsoptimierung zusammengefasst. 
Zur Betriebsoptimierung gehören beispielsweise Architekturvorhaben oder eine Ver-
besserung der Netzbandbreite. Weiterhin verantwortet die IT-Steuerungsgruppe 
übergreifende Leistungen der Uni und den Forschungsbereich. Zu den übergreifen-
 11 
den Leistungen gehört beispielsweise die Einführung einer Groupwareplattform, zum 
Forschungsbereich die Beschaffung eines Höchstleistungsclusters. Die Geschäftslei-
tung der IT bzw. der für IT zuständige Prorektor bestimmt selbst über ein Budget zur 
Betriebssicherung. Hierunter fallen alle Investitionen, die zur Sicherstellung des Be-
triebs in der derzeitigen Qualität notwendig sind, z.B. das Ersetzen defekter oder 
veralteter Router. Weiterhin verwaltet der Prorektor eine globale Reserve. Die Uni-
versitätsleitung legt in Rahmenentscheidungen nach Vorschlag der Informatikdienste 
fest, wie viele Mittel in jeden Bereich fallen; insbesondere beschliesst sie einen 
Schlüssel, wie viele Personal- und Finanzressourcen den einzelnen Kundengremien 
zur Verfügung stehen (vgl. Abbildung 2).  
 
Abbildung 2: Zuständigkeiten bei der Planung (Quelle: (Bachmann 2008)) 
 
Der Vorteil dieser Aufgabenteilung besteht darin, dass jedes Gremium dort Input gibt, 
wo es kompetent ist. Eine Universitätsleitung kann aus strategischer Sicht festlegen, 
wie wichtig die Leistungen der Informatikdienste insgesamt sind (= Festlegung des 
Gesamtbudgets), wie viel Geld für die Sicherung des Betriebs, für Effizienz- und für 
Effektivitätsvorhaben verwendet werden soll und wie sich Effektivitätsvorhaben auf 
die Bereiche Forschung, Lehre, und zentrale Dienste verteilen sollen. Da jeder Be-
reich und jedes Gremium durch ein Mitglied der Universitätsleitung geleitet wird, ist 
eine gute Transmission von Information zwischen Gremium, Informatikdienste und 
Universitätsleitung sichergestellt. Die Kundengremien verdichten und priorisieren die 
Effektivitätsanforderungen in dem Bereich, in dem sie kompetent sind. IT-affine Mit-
glieder der IT-Steuerungsgruppe stellen in Zusammenarbeit mit der Geschäftsleitung 
der Informatikdienste sicher, dass auch techniknahe Entscheidungen mit den Kun-
den gemeinsam gelöst werden. Weiterhin fungiert diese Gruppe als Auffangbecken 
für Vorhaben, die keinen anderen Gremien zugeordnet werden können. Mit dem (in 
der Regel unstrittigen) Aufrechterhalten des derzeitigen Betriebs muss sich kein 
Gremium beschäftigten. Der Preis für eine fokussierte Einbeziehung von Kunden und 
Nutzern ist eine recht aufwändige Logistik bei der Vorbereitung der Gremienarbeit 
sowie der Logistik der Entscheidungen.  
 
Der eigentliche Planungsprozess steht in einem Spannungsfeld zwischen einer mög-
lichst breiten Nutzerbeteiligung und einem Umgehen mit einer Flut an Anforderun-
gen. Mit hunderten von Anforderungen können weder Gremien noch Informatikdiens-
te umgehen. So kann ein Bereich der Informatikdienste für eine solide Planungs-
grundlage nicht hunderte von Vorhaben so weit ausplanen, dass sie für jedes Vorha-
ben Kosten/Nutzen, Risiko, Strategie-Fit und Architekturfit (Krcmar 2003, S. 157) 
ausarbeitet. Auch ist eine saubere Analyse der Wechselwirkungen zwischen einer 
grossen Zahl von Projekten nicht möglich. Deshalb wird die Planung – ähnlich wie in 
der Produktionsplanung (Scheer 1997) so aufgebaut, dass die Anzahl der Projekte 
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schrittweise verkleinert und für diese Projekte dann zunehmend präzisere Planungs-
grundlagen bereitgestellt werden (vgl. Abbildung 3).  
 
 
Abbildung 3: Planungsablauf (Quelle: (Bachmann 2008)) 
 
Es werden die drei Schritte „Auswahl und Priorisierung“, „Grobplanung“ und „Detail-
planung“ unterschieden. Diesen Schritten ist eine intensive Arbeit mit den Nutzer-
gruppen vorgeschaltet, in denen der Bedarf aus Nutzersicht gesammelt und vorprio-
risiert wird. Im Schritt „Auswahl und Priorisierung“ beschäftigen sich die Entschei-
dungsgremien zum ersten Mal mit den geplanten Vorhaben, setzen Schwerpunkte 
für das kommende Jahr und priorisieren – basierend auf einem Vorschlag der Infor-
matikdienste – die einzelnen Vorhaben. Als Entscheidungsgrundlage erhalten sie 
eine Kurzbeschreibung für jedes Vorhaben sowie eine Grobschätzung des Auf-
wands. Die Informatikdienste fassen die Vorschläge der einzelnen Entscheidungs-
gremien sowie der Informatikdienste (für den Bereich der Betriebssicherung) zu ei-
nem Gesamtvorschlag zusammen und legen sie der Universitätsleitung vor. Auf 
dieser Basis entscheidet die Universitätsleitung über das Gesamtbudget der Informa-
tikdienste sowie über einen Ressourcenschlüssel für die einzelnen Bereiche.  
 
Für die hoch priorisierten Projekte wird nun eine detaillierte Ressourcenplanung 
erstellt, die Abhängigkeiten zwischen den Projekten analysiert und in eine Gesamt-
planung integriert. Diese wird in der Grobplanungsrunde den Gremien zur Überarbei-
tung, ggf. Priorisierung und zum Beschluss vorgelegt. Neben einer Gruppe von fest 
eingeplanten Projekten gibt es eine Reserveliste, die dann abgearbeitet wird, wenn 
im Laufe des Jahres keine neuen, höher priorisierten Vorhaben dazukommen und 
die fest eingeplanten Projekte mit ihren Ressourcen auskommen. Die gesamte Jah-
resplanung wird dann abschliessend durch die Universitätsleitung beschlossen. Da-
mit ist die Portfolioplanung abgeschlossen und die weitere Detailplanung geschieht 
auf Einzelprojektebene.  
 
Zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Artikels ist die Jahresplanung für 2009 abge-
schlossen. Die Zusammenarbei in den Gremien lief erstaunlich harmonisch. Die 
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Mitglieder der Gremien sind dazu bereit, sich auf den strukturierten Arbeitsprozess 
einzulassen, sich in erheblichem Maße zeitlich zu engagieren und auch harte Priori-
sierungsentscheidungen zu fällen. Hier bewährt sich die Transparenz und die breite 
Abstützung der Entscheidungen. Auch der intensivere Kontakt zwischen der Leitung 
der Informatikdienste und ihren Kunden (= Mitglieder der Entscheidungsgremien) 
sowie der Universitätsleitung ist ein willkommener Nebeneffekt der neuen IT-
Governance. Erste Anzeichen deuten aber  darauf hin, dass das Planungsergebnis 
dennoch bei den Nutzern keine uneingeschränkte Akzeptanz findet, weil viele ihrer 
Bedürfnisse nicht berücksichtigt werden konnten. Es wird versucht, über politische 
Kanäle vorbei an den verantwortlichen Gremien Entscheidungen zu fällen und die 
Entscheidungsrechte in den Gremien zu ihren Gunsten beeinflussen (z.B. „Sollte die 
grösste Fakultät nicht mehr Entscheidungsrecht haben als die anderen Fakultäten“? 
 
Das neues Modell führt auch zu Anpassungsschwierigkeiten. Neugewählte Prorekto-
ren müssen sich an die Moderation von Priorisierungssitzungen gewöhnen und alte 
Reflexe können noch nicht ganz abgelegt werden. So reservierte die Universitätslei-
tung 10 % der knappsten Ressourcen (Entwicklerzeit für SAP-Entwicklung) für sich 
als Reserve, über die sie im Laufe des Jahres selbst verfügen möchte.  
4 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen  
 
Obwohl IT-Governance in Privatunternehmen seit Jahren intensiv diskutiert wird, 
wurde sie bisher in der Öffentlichen Verwaltung und insbesondere in Hochschulen 
kaum diskutiert. Der Problemdruck, Fachkompetenz jenseits der IT in IT-
Entscheidungen einzubeziehen, ist mit der zunehmenden Bedeutung der IT für das 
"Geschäft" der Hochschulen aber deutlich gestiegen. Einzelne Universitäten haben 
ihre IT-Governance in den letzten Jahren grundlegend erneuert und erregen dadurch 
auch Aufmerksamkeit. Hier sei beispielsweise Karlsruhe mit seiner ausgeklügelten 
Mechanismen zur Beteiligung von Kunden und (!) Nutzern genannt; Karlsruhe glänzt 
auch durch sehr gut dokumentierte Prozesse.  Ein weiteres Beispiel für eine interes-
sante Universität wurde in diesem Beitrag vorgestellt. Es wird aufgezeigt, wie an der 
Universität Zürich durch eine Verteilung von Aufgaben an Subgruppen von Kunden 
ingesamt ein hohes Maß an Kundenbeteiligung effizient umgesetzt wird. Es besteht 
die Hoffnung, dass dadurch die Effektivität der gefällten Entscheidungen steigt.  
 
Eine grundlegende Frage ist, wie Hochschulen zu einer guten IT-Goverance Struktur 
gelangen kann. Bisher hat jede Universitäten dabei weitgehend für sich selbst ge-
wirtschaftet. Jetzt gilt es, die Erfahrungen auszutauschen und auf dieser Basis ge-
meinsam 2-3 Modelle der IT-Governance für unterschiedliche Universitätstypen zu 
entwickeln. Nur so kann auf ökonomische Weise die Phase der Improvisation und 
des Experimentierens durch eine gezielte Gestaltung der IT-Governance abgelöst 
werden. 
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